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rbb-Staatsvertrag 

Verfassungsgericht bestätigt rbb-Staatsvertrag  
 

Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat heute den Staatsvertrag für den Rundfunk 

Berlin-Brandenburg (rbb) bestätigt. Die obersten Verfassungsrichter wiesen eine Be-

schwerde der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt gegen den Staatsvertrag der Länder 

Berlin und Brandenburg als in Teilen unzulässig und insgesamt als unbegründet zurück. Der 

Sender werde mit den Regelungen des Staatsvertrags nicht in seiner Rundfunkfreiheit ver-

letzt. Mit dem am 1. Januar 2024 in Kraft getretenen Staatsvertrag hatten die Landesregie-

rungen eine umfassende Reform des Senders angestoßen. Brandenburgs Ministerpräsident 

Dr. Dietmar Woidke betonte anlässlich der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts:  

 

„Mit dem neuen rbb-Staatsvertrag haben wir den Weg freigemacht für eine Neuaufstellung des 

öffentlich-rechtlichen Rundfunks in der Hauptstadtregion und dabei auch klare Konsequenzen 

aus der Krise des Senders gezogen. Er ist die direkte Antwort auf den massiven Vertrauensverlust, 

den die frühere Leitung des Senders ausgelöst hatte. Wir haben an zahlreichen Stellschrauben 

gedreht, um eine Verschwendung von Beitragsmitteln für die Zukunft auszuschließen. Der Staats-

vertrag macht den rbb zukunftsfest und verlangt eine ausgewogene Berichterstattung aus al-

len Landesteilen Brandenburgs. Die regionale Berichterstattung ist die Kernaufgabe einer Lan-

desrundfunkanstalt. Es ist gut, dass mit der Entscheidung aus Karlsruhe nun Klarheit über den 

Staatsvertrag herrscht.“  

 

Den umfassend novellierten rbb -Staatsvertrag hatten die Landesregierungen von Berlin und 

Brandenburg bei einer gemeinsamen Kabinettssitzung im November 2023 beschlossen. Er trat 

nach der Befassung der Parlamente im Januar 2024 in Kraft. Neben der Stärkung der regionalen 

Berichterstattung wurden als Reaktion auf die rbb -Krise zahlreiche Neuerungen umgesetzt. Der 

rbb wurde staatsvertraglich zu größtmöglicher Transparenz verpflichtet, das Intendantengeh-

alt wurde gedeckelt und die Geschäftsleitung verschlankt. Es wurden kollegiale Leitungs-

strukturen eingeführt und verbindliche Compliance-Mechanismen vorgeschrieben. Die Auf-

sichtsgremien wurden professionalisiert sowie Sorgfaltspflichten und Haftungsregeln für das Di-
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rektorium und die Gremienmitglieder festgeschrieben. Mit einigen Neuregelungen haben die Län-

der Berlin und Brandenburg Neuland betreten und sind damit Vorreiter im bundesweiten Ver-

gleich der Rundfunkanstalten. Die Rechnungshöfe von Brandenburg und Berlin bezeichneten 

die Novelle als „bahnbrechende Entwicklung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk“. Der rbb hatte 

gegen einzelne Bestimmungen des Staatsvertrages Verfassungsbeschwerde erhoben.  


